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Antrag 

der Abgeordneten Horst Sielaff, Marianne Klappert, Rolf Koitzsch, Rudolf Müller 
(Schweinfurt), Jan Oostergetelo, Dr. Hermann Scheer, Karl-Heinz Schröter, Dr. Peter 
Struck, Joachim Tappe, Dr. Gerald Thalheim, Gudrun Weyel, Hermann Wimmer 
(Neuötting), Matthias Weisheit, Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 


Regelung von Altpachten landwirtschaftlicher Flächen im Zusammenhang 
mit der Garantiemenge-Milch (Milchquotenregelung) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

— die Altpachtregelung in der Milch-Garantiemengen-Verord- 
nung unverzüglich durch ein Bewirtschafterprinzip zu erset- 
zen, und 

— soweit dies erforderlich ist, auf europäischer Ebene für eine 
Änderung der Milchgarantiemengenregelung einzutreten, die 
ebenfalls stärker den Interessen der aktiv wirtschaftenden 
Milcherzeuger entspricht. 

Bonn, den 27. April 1994 
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Begründung umseitig 
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Begründung 

Aus der Zulassung der Handelbarkeit von Milchreferenzmengen 
(Milchquoten) ohne gleichzeitige Flächenübertragung sind vor 
allem bei Altpachtverträgen, die vor Einführung der Milchgaran- 
tiemengenregelung im Jahr 1984 geschlossen worden sind, große 
Probleme entstanden. Die Milchquoten sind zu einem eigentums- 
gleichen Vermögenswert geworden, der wie die anderen Produk- 
tionsfaktoren bezahlt werden muß. Dadurch fließt mehr und mehr 
dringend benötigtes Kapital von den aktiv wirtschaftenden Milch- 
erzeugern zu ehemaligen landwirtschaftlichen Betrieben oder zu 
landwirtschaftsfremden Eigentümern. 

Verschärft wird diese Problematik durch die jüngste Rechtspre- 
chung des Bundesverwaltungsgerichtes, welche die dem Pächter- 
schutz dienende bisherige „5 -Hektar- Klausel" in § 7 Abs. 4 der 
Milch- Garantiemengen- Verordnung (MGV) für nichtig erklärt 
hat. Durch diese Klausel ging bei einer Kündigung von gepachte- 
ten Milcherzeugungsflächen durch den Verpächter nur für den 
über 5 Hektar hinausreichenden Flächenanteil die Hälfte der 
daran gebundenen Milchquote auf den Verpächter über. Beim 
Großteil der Pachtkündigungsfälle in der Praxis verblieb daher die 
Milchquote beim Milcherzeuger. 

Nach der geänderten Rechtsprechung ist es jetzt möglich, daß 
Verpächter Altpachtverträge über Milcherzeugungsflächen mit 
dem Ziel kündigen, einen Großteil der Milch zu erhalten. Diese 
zum Teil erheblichen Vermögenswerte können auch dann, wenn 
der Verpächter selbst die Quoten nicht nutzen kann, sofort ver- 
wertet werden. Der bisherige Pächterschutz hat sich damit zum 
Verpächterschutz gewandelt. Diese Rechtslage wird zudem zu 
einem kaum zu bewältigenden bürokratischen Aufwand bei der 
nachträglichen Festigung der auf den jeweiligen Flächen liegen- 
den anteiligen Milchquote führen. 

Im Interesse einer wettbewerbsfähigen deutschen Landwirtschaft 
im EU-Binnenmarkt ist es dringend erforderlich, Regelungen für 
die Altpachtfälle zu erlassen, die den aktiven Milcherzeugern eine 
wirtschaftliche Weiterentwicklung erlauben. In einem fairen 
Interessenausgleich zwischen Verpächter und Pächter muß das 
Kriterium berücksichtigt werden, ob der Verpächter selbst die 
Milcherzeugung nachhaltig aufnimmt oder nicht. Wenn diese 
Voraussetzung beim Verpächter nicht gegeben ist, sollten die 
erarbeiteten Milchquoten beim bisherigen Bewirtschafter ver- 
bleiben. 
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